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Post ist mit der Bezeichnung „Irrläufer“, dem Stempel 
der weitergebenden Dienststelle und dem Datum der 
Weitergabe zu versehen.

§ 26 
Terminsachen

(1) Die das Posteingangsbuch führenden Mitarbeiter 
überwachen die Erledigung der Schriftstücke.

(2) Das gleiche trifft auch auf die Überwachung der 
vom zuständigen Leiter für den Einzelfall oder generell 
angeordneten Bearbeitungsfristeri zu.

(3) Bei Nichteinhaltung der Fristen haben sie zu er­
innern und den zuständigen Leiter davon in Kenntnis 
zu setzen.

§ 27
Bearbeitung von Vorschlägen und Beschwerden

Für die Bearbeitung von Vorschlägen und Beschwer­
den gelten die dazu erlassenen Bestimmungen, ins­
besondere die Verordnung vom 6. Februar 1953 über 
die Prüfung von Vorschlägen und Beschwerden der 
Werktätigen (GBl. S. 265).

Verkehr mit Bürgern und anderen Dienststellen

§ 28 
Auskünfte

(1) Die Erläuterung der Politik der Regierung und 
der dazu ergangenen gesetzlichen Bestimmungen ist 
Pflicht aller Mitarbeiter.

(2) Die Erteilung von Auskünften ist untersagt, so­
fern durch sie die Schweigepflicht verletzt wird.

(3) Die Erteilung von Auskünften an die Volks­
kammer, ihr Präsidium und die Ausschüsse regelt 
Artikel 64 der Verfassung.

(4) Anderen Dienststellen sind Auskünfte nur dann 
zu erteilen, wenn ihnen durch gesetzliche Bestimmun­
gen das Recht verliehen wurde, Auskünfte einzuholen 
und ihre Vertreter sich durch ein Dokument als dazu 
berechtigt ausweisen können.

; § 29
Akteneinsicht

(1) Die Einsichtnahme in Akten ist Personen, die 
nicht unmittelbar daran mitarbeiten, nicht zu gewähren.

(2) Die Abgeordneten der Volkskammer sind dazu 
berechtigt, wenn durch Beschluß der Volkskammer, des 
Präsidiums der Volkskammer oder eines ihrer Aus­
schüsse ein Auftrag dazu erteilt ist. Die Einsichtnahme
in Verschlußsachen bedarf der Zustimmung des....................................
(Leiter).

(3) Für die Akteneinsicht anderer Personen gilt § 28 
Abs. 4 sinngemäß.

§ 30
Verkehr mit Presse, Rundfunk, Nachrichten- und 

Bilddiensten
(1) Alle dienstlichen Veröffentlichungen und Mit­

teilungen an Presse, Rundfunk, Nachrichten- und Bild­
dienste, die über fachliche Mitteilungen hinausgehen,
sind nach Unterzeichnung durch den.........................................(Leiter)
dem Presseamt beim Ministerpräsidenten zur Veröffent­
lichung zuzuleiten. Uber fachliche Mitteilungen wird 
das Presseamt beim Ministerpräsidenten durch Ab­
schrift informiert

Davon werden Publikationen dann nicht berührt, 
wenn diese von Mitarbeitern des Staatsapparates ohne 
Angabe ihrer dienstlichen Eigenschaft veröffentlicht 
werden.

(2) Der Pressereferent ist für die Verbindung mit
dem Presseamt beim Ministerpräsidenten verantwort­
lich. In Zusammenarbeit mit dem Presseamt beim 
Ministerpräsidenten vermittelt er der Presse Infor­
mationen und Artikel zur Popularisierung von Geset­
zen, Verordnungen usw., die das Arbeitsgebiet do* 
............................................  (Organ) betreffen.

(3) Pressekonferenzen staatlicher Organe sind ent­
weder vom Presseamt beim Ministerpräsidenten oder 
in Abstimmung mit diesem durchzuführen.

(4) a) Wenn Vertreter ausländischer Zeitungen, Nach­
richten- oder Bilddienste sowie des Rundfunks 
um eine öffentlich zu verwertende Unterredung 
(Interview) bei einem der Minister, Staats­
sekretäre oder Angestellten nachsuchen, ist das 
Presseamt beim Ministerpräsidenten zu infor­
mieren. Das gilt auch dann, wenn es sich um 
rein fachliche Gebiete handelt.

b) Die Unterredung soll stets nur unter der Be­
dingung gewährt werden, daß der zu veröffent­
lichende Wortlaut vorher dem Minister oder 
dem von ihm Bevollmächtigten sowie dem 
Presseamt beim Ministerpräsidenten zur Durch­
sicht vorgelegt wird.

c) Werden außenpolitische Fragen besprochen, 
sind grundsätzlich das Ministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten und das Presseamt 
beim Ministerpräsidenten zu beteiligen.

d) In jedem Falle entscheidet das Presseamt beim 
Ministerpräsidenten, ob, wann und auf welche 
Weise die Unterredung auch in der deutschen 
Presse zu veröffentlichen ist.

§ 31
Verkehr mit ausländischen Dienststellen

Für den Verkehr mit ausländischen Dienststellen gel­
ten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere die 
Verordnung vom 22. Januar 1953 über den Verkehr 
mit ausländischen Dienststellen (GBl. S. 165).

Schlußbestimmungen
§ 32

Jedem Mitarbeiter ist bei Beginn seiner Tätigkeit
a) das Statut des ..................................... (Organ),
b) der sein Aufgabengebiet umfassende Teil de«

Arbeitsverteilungsplanes,
c) die Arbeitsordnung des........................................  (Organ),
d) die Hausordnung

durch den Leiter der ...............................................  (Hauptverwaltung,
Hauptabteilung, Abteilung) zur Kenntnis zu bringen 
und zu erläutern. Die Kenntnisnahme ist durch Unter­
schrift zu bestätigen und zu den Kaderakten zu nehmen.

§ 33
(1) Diese Arbeitsordnung gilt für .....................................................

(2) Sie tritt mit Wirkung vom ............................................................
in Kraft.

(3) Verstöße gegen die in dieser Arbeitsordnung fest­
gelegten Pflichten können disziplinarisch geahndet 
werden.


